
Am 14. Mai jährt sich die

Gründung des Staates Israel . Die

palästinensische Bewegung

gedenkt am 15. Mai der Ver-

treibung der palästinensischen

Bevölkerung aus ihrer Heimat im

Jahre 1948, die von zionistischen

Mi l izen und der neu gebi ldeten

Armee des Staates Israels began-

gen wurde: Die Nakba.

Aber am "Israel-Tag" kommt die

Vertreibung der Palästinenser-

Innen nicht vor. Nach offiziel ler

Haltung der israel ischen Regier-

ung gab es in Palästina vor 1948

keine Menschen, also kann es

auch keine Vertreibung gegeben

haben. Auf den offiziel len Feiern

hören wir vor al lem die Behaup-

tung, die Gründung Israels sei

eine Erfolgsgeschichte in Sachen

demokratischer Freiheit,

Völkerverständigung und der

freien Rel ig ionsausübung.

Die Tatsache, dass Palästinenser-

Innen, die in Ostjerusalem, in der

West Bank oder in Gaza leben,

keine staatsbürgerl ichen Rechte

genießen, zeigt die Verlogenheit

dieser Behauptung ebenso wie

die Mi l l ionen palästinensischer

Flüchtl inge, die über viele Länder

vertei lt leben und kein Recht auf

Rückkehr in ihre Heimat haben.

Und dass israel ische Regierungs-

mitgl ieder regelmäßig durch

rassistische Aussagen gegen Ar-

aber auffal len und selbst die

jüdische Rel ig ion als Rechtferti -

gung für die Unterdrückung von

PalästinenserInnen missbrauchen,

offenbart, dass der israel ische

Staat selbst rel ig iösen Hass

schürt statt ihn zu bekämpfen.

Ein Fünftel der israel ischen

Staatsbürger, näml ich die

PalästinenserInnen, die der Ver-

treibung entgingen und innerhalb

der Waffensti l lstandsl inie von

1948 leben, besitzen zwar einen

israel ischen Pass, haben aber zu

93 % des Bodens und zu

zahlreichen Dörfern und Kibbuzim

keinen Zugang und werden durch

einschneidende Apartheidsgeset-

ze zu Bürgern 2. Klasse gemacht.

Etwa 300 000 PalästinenserInnen

mit israel ischem Pass sind „in-

terne Flüchtl inge“, das heißt, der

israel ische Staat verhindert, dass

sie in die Dörfer und Städte

zurückkehren, aus denen sie zur

Zeit der Staatsgründung Israels

vertrieben wurden.

Um al l das zu kaschieren, wird

seit Jahren die „Zwei-Staaten-

Lösung“ als „einzige Lösung“ am

Horizont angepriesen.

Seit Beginn des sog. „Friedens-

prozess“ zwischen den Palästin-

enserInnen und dem Staat Israel ,

a lso vor über 20 Jahren, hat sich

die Lage der PalästinenserInnen

weiter verschlechtert. Israel hat

mehrmals mi l i tärisch die

palästinensischen Gebiete an-

gegriffen und Invasionen gestar-

tet. Es kontrol l iert deren
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Wirtschaft, deren Währung,

Wasserversorgung, Grenzen - und

der israel ische Staat hat ständig

neue Gebiete okkupiert durch den

Ausbau der Siedlungsgebiete.

Nicht erst bei einem Angriff, son-

dern auch zu „Friedenszeiten“ ist

Gaza durch die israel ische Armee,

Marine und Luftwaffe von der

Außenwelt abgeriegelt, praktisch

ein riesiges Gefängnis. Sol lten die

PalästinenserInnen - wenn über-

haupt - je einen eigenen Staat

bekommen, so wäre es ein Fleck-

en Land von Israels und der USA

Gnaden, der wirtschaftl ich prakt-

isch nicht überlebensfähig ist. Wie

verlogen der sog. „Verhandlungs-

prozess“ zwischen Israel und der

Palästinensischen Autonom-

iebehörde verläuft, zeigt sich

nicht zuletzt daran, dass sich die

israel ische Regierung anmaßt,

auch noch festzulegen, wer auf

palästinensischer Seite überhaupt

als legitime Vertretung zu-

gelassen wird.

Die Bi ldung einer palästinensis-

chen Einheitsregierung im Juni

2014 nahm die Regierung Netan-

jahu gleich zum Vorwand, weitere

Gespräche abzulehnen. Das wird

von der Bundesregierung und von

den Medien „natürl ich“ als

gerechtfertigt akzeptiert. Der

Beitritt der palästinensischen

Autonomiebehörde zum Interna-

tionalen Strafgerichtshof reichte

der Regierung aus, um als „Sank-

tion“ palästinensische Steuergeld-

er, die der Autonomiebehörde

zustehen, einzufrieren.

Zuletzt ist Netanyahu öffentl ich

von der „Zwei-Staaten-Lösung“

abgerückt und hat damit seine

engsten Verbündeten - auch die

US-Regierung - gegen sich aufge-

bracht. Am 7. März betei l igten

sich 50.000 Menschen an einer

Demonstration gegen Netanyahu

- organisiert von der „zion-

istischen Al l ianz“ und damit von

Parteien, die selbst in den letzten

Jahren in der Regierung waren.

Aber Netanyahu spricht nur aus,

was ohnehin seit Langem die

Pol itik Israels ist: Die

„Zweistaatenlösung“ wird als

Scheinlösung beschworen,

gleichzeitig versucht der israel is-

che Staat, den „Status Quo“, die

Besatzung, zu zementieren.

Wir lehnen eine „Zwei-Staaten-

Lösung“ als reaktionäre Utopie

ab. Schon al lein grundlegende

bürgerl iche Freiheiten sind nicht

vereinbar mit Staaten, die ihre

Grenzen oder ihre Staatsbürger-

schaft durch Rel ig ion definieren.

Auch in der palästinensischen Be-

wegung und der internationalen

Sol idaritätsbewegung gibt es eine

wachsende Strömung, die für

„One Democratic State“, also ein-

en säkularen, demokratischen,

jüdisch-arabischen Staat eintritt.

Aber noch immer stel lt sich die

Frage, wie dieser aussehen sol l .

Ein Staat, der nicht nur ein fried-

l iches, sondern auch ein

gleichberechtigtes Zusammen-

leben von JüdInnen und Palästin-

enserInnen ermögl icht, kann nicht

auf der Grundlage der imperial-

istischen Ordnung entstehen, die

im Nahen Osten herrscht, sondern

muss auf einer demokratischen

Planwirtschaft und der Herrschaft

der ArbeiterInnenklasse beruhen.

In Palästina müssen Kolonial ismus

und Apartheid grundlegend über-

wunden werden. Das Menschen-

recht al ler palästinensischen

Flüchtl inge auf Rückkehr muss

eingelöst, das zionistische System

von rassistischen und diskrimini-

erenden Apartheidgesetzen

abgeschafft, Menschen- und

gleiche Bürgerrechte für al le Be-

wohnerInnen des Landes

garantiert und verwirkl icht wer-

den. Die Gesel lschaftsordnung

muss auf einer demokratischen

Planwirtschaft sowie der

Herrschaft der Arbeiterklasse

beruhen.

Aber das israel ische

Apartheidsystem wird nicht durch

Sympathien für die Unterdrückten

oder einen „Stimmungswandel“

der Mächtigen verschwinden: der

israel ische Staat muss durch al le

Ausgebeuteten und Unterdrück-

ten gemeinsam beseitigt werden

und durch einen sozial istischen

Staat ersetzt werden.

Wir rufen auf zur Sol idarität mit

dem palästinensischen Wider-

stand! Die Sol idaritätsbewegung

in Europa muss dafür eintreten,

jede Zusammenarbeit mit Israel

abzulehnen und nach Mögl ichkeit

zu behindern, zual lererst die

Lieferung von Waffen für die is-

rael ischen Streitkräfte! Dabei sind

auch die Gewerkschaften ge-

fordert!
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